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BETREFF  Anwendung des Teileinkünfteverfahrens in der steuerlichen Gewinnermittlung  
(§ 3 Nummer 40, § 3c Abs. 2 EStG) 

   
   BEZUG  Ergebnis der Erörterungen zu TOP 12 der ESt IV/12 sowie ESt II/2013 außerhalb der TO 
   GZ  IV C 6 - S 2128/07/10001 

DOK  2013/0935028 

  
 (bei Antwort bitte GZ und DOK angeben) 

Zur Anwendung des Teilabzugsverbots auf Aufwendungen im Zusammenhang mit der Über-
lassung von Wirtschaftsgütern an Kapitalgesellschaften in der steuerlichen Gewinnermittlung 
und auf Substanzverluste und Substanzgewinne sowie auf sonstige Aufwendungen bezüglich 
im Betriebsvermögen gehaltener Darlehensforderungen (§ 3c Absatz 2 EStG) nehme ich unter 
Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterung mit den obersten Finanzbehörden der Länder 
wie folgt Stellung: 
 

1  Der BFH hat mit seinen beiden Urteilen vom 18. April 2012 - X R 5/10 (BStBl 2013 II S…...) 
und X R 7/10 (BStBl 2013 II S…...) - entschieden, dass § 3c Absatz 2 EStG auf Substanz-
verluste von im Betriebsvermögen gehaltenen Darlehensforderungen wie bei Teilwertab-
schreibungen oder Forderungsverzichten unabhängig davon keine Anwendung findet, ob die 
Darlehensgewährung selbst gesellschaftsrechtlich veranlasst ist oder war, denn Darlehensfor-
derungen sind selbständige Wirtschaftsgüter, die von der Kapitalbeteiligung als solcher zu 
unterscheiden sind.  
 

2  Darüber hinaus hat der BFH mit Urteil vom 28. Februar 2013 - IV R 49/11 - (BStBl  II S…..) 
entschieden, dass das Teilabzugsverbot des § 3c Absatz 2 EStG in Betriebsaufspaltungsfällen 
grundsätzlich für laufende Aufwendungen bei Wirtschaftsgütern (z.B. Maschinen, Einrich-
tungsgegenständen oder Gebäuden) anzuwenden ist, soweit das betreffende Wirtschaftsgut 
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Anwendbarkeit des Teilabzugsverbots gilt dieses nach Ansicht des BFH gleichwohl nicht für 
solche laufenden Aufwendungen, die sich auf die Substanz der dem Betriebsvermögen zuge-
hörigen und zur Nutzung an die Betriebskapitalgesellschaft überlassenen Wirtschaftsgüter be-
ziehen; das Teilabzugsverbot gilt hier insbesondere nicht für Absetzungen für Abnutzung 
(AfA) und für Erhaltungsaufwendungen in Bezug auf die überlassenen Wirtschaftsgüter. 
 

3  Die genannten BFH-Urteile sind in allen noch offenen Fällen anzuwenden. Im Zusammen-
hang mit der Anwendung dieser BFH-Rechtsprechung gilt im Einzelnen Folgendes: 
 

 
1. Aufwendungen für die Überlassung von Wirtschaftsgütern an eine Kapitalgesell- 

schaft, an der der Überlassende beteiligt ist  
 

4  Für die Frage, ob die laufenden Aufwendungen, die im Zusammenhang mit der Überlassung 
von  Wirtschaftsgütern an Kapitalgesellschaften, an der der Überlassende beteiligt ist (insbe-
sondere in Fällen einer Betriebsaufspaltung), entstehen, ganz oder gemäß § 3c Absatz 2 EStG 
nur anteilig als Betriebsausgaben abgezogen werden können, ist der Veranlassungszusam-
menhang mit voll oder nach § 3 Nummer 40 EStG nur teilweise zu besteuernden Betriebs-
vermögensmehrungen maßgeblich. Laufende Aufwendungen beispielsweise im Fall der 
Überlassung von Grundstücken stellen insbesondere Aufwendungen für Strom, Gas, Wasser, 
Heizkosten, Gebäudereinigungskosten, Versicherungsbeiträge und Finanzierungskosten dar. 
 
a) Überlassung zu fremdüblichen Konditionen 
 

5 Erfolgt die Überlassung der im Betriebsvermögen gehaltenen Wirtschaftsgüter an die (Be-
triebs-)Kapitalgesellschaft vollentgeltlich, d. h. zu fremdüblichen Konditionen, ist § 3c Ab-
satz 2 EStG nicht anwendbar, weil die Aufwendungen in erster Linie mit den vereinbarten 
Miet- oder Pachtzinsen und nicht mit den erwarteten Beteiligungserträgen (Gewinnausschüt-
tungen/Dividenden und Gewinnen aus einer zukünftigen Veräußerung oder Entnahme des 
Anteils) in Zusammenhang stehen. 
 
b) Überlassung aus gesellschaftsrechtlichen Gründen: 

Teilentgeltliche oder unentgeltliche Überlassung 
 

6  Erfolgt die Überlassung der im Betriebsvermögen gehaltenen Wirtschaftsgüter an die (Be-
triebs-)Kapitalgesellschaft dagegen aus gesellschaftsrechtlichen Gründen unentgeltlich oder 
teilentgeltlich, d.h. zu nicht fremdüblichen Konditionen, ist insoweit grundsätzlich § 3c Ab-
satz 2 EStG anzuwenden, weil in diesem Fall die Aufwendungen ganz oder teilweise mit den 
aus der (Betriebs-)Kapitalgesellschaft erwarteten Einkünften des Gesellschafters, nämlich den 
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einer zukünftigen Veräußerung oder Entnahme des Anteils zusammenhängen.  
 

7  Werden Wirtschaftsgüter teilentgeltlich überlassen, ist eine Aufteilung in eine voll entgeltli-
che und eine unentgeltliche Überlassung vorzunehmen. Die Aufteilung muss dabei im Ver-
hältnis der vereinbarten Konditionen zu den fremdüblichen Konditionen unter ansonsten glei-
chen Verhältnissen vorgenommen werden. Die fehlende Fremdüblichkeit und damit die Tei-
lentgeltlichkeit beruhen im Regelfall auf einem zu niedrigen Pachtentgelt. Als Aufteilungs-
maßstab ist in diesen Fällen grundsätzlich das Verhältnis des tatsächlich gezahlten Pachtent-
gelts zum fremdüblichen Pachtentgelt heranzuziehen (vgl. BFH-Urteile vom 28. Februar 2013 
- IV R 49/11 - BStBl II S….. und vom 17. Juli 2013 - X R 17/11 - BStBl II S……).  
 
c) Laufende Aufwendungen auf die Substanz des überlassenen Betriebsvermögens 
 

8  Das Teilabzugsverbot des § 3c Absatz 2 EStG gilt dagegen nicht für solche laufenden Auf-
wendungen, die sich auf die Substanz der dem Betriebsvermögen zugehörigen, zur Nutzung 
an die (Betriebs-)Kapitalgesellschaft überlassenen Wirtschaftsgüter beziehen; das Teilabzugs-
verbot gilt hier insbesondere nicht für AfA und für Erhaltungsaufwendungen (vgl. BFH-Urteil 
vom 28. Februar 2013 - IV R 49/11 - BStBl II S…..).  
 
d) Behandlung von Finanzierungskosten 
 

9  Finanzierungskosten bezüglich der überlassenen Wirtschaftsgüter wie etwa Zinsaufwendun-
gen können allerdings kein substanzbezogener Aufwand im Sinne des vorstehenden Buchsta-
bens c) sein, da in vollem Umfang steuerpflichtige Substanzgewinne insoweit nicht vorliegen 
können. Der Finanzierungsaufwand z.B. für ein Grundstück, das  an die (Betriebs-)Kapitalge-
sellschaft überlassen wird, unterliegt damit bei einer teilentgeltlichen oder unentgeltlichen 
Überlassung dem Teilabzugsverbot des § 3c Absatz 2 EStG. 
 
 
2. Substanzverluste und Substanzgewinne sowie sonstige Aufwendungen  

bezüglich im Betriebsvermögen gehaltener Darlehensforderungen  
 

10  Ein Darlehen, das einer Kapitalgesellschaft gewährt wird, an der der Darlehensgeber beteiligt 
ist, kann dem Betriebsvermögen des Darlehensgebers zuzuordnen sein. Die Beteiligung an der 
Kapitalgesellschaft und die Darlehensforderung stellen jeweils selbstständige Wirtschaftsgü-
ter dar, die getrennt auszuweisen und einzeln zu bewerten sind. 
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11  § 3c Absatz 2 EStG findet auf Substanzverluste von im Betriebsvermögen gehaltenen Darle-

hensforderungen wie bei Teilwertabschreibungen oder Forderungsverzichten unabhängig da-
von keine Anwendung, ob die Darlehensgewährung selbst gesellschaftsrechtlich veranlasst ist 
oder war, denn Darlehensforderungen sind selbständige Wirtschaftsgüter, die von der Kapi-
talbeteiligung als solcher zu unterscheiden sind. Deshalb sind Substanzverluste getrennt nach 
den für das jeweilige Wirtschaftsgut zur Anwendung kommenden Vorschriften zu beurteilen. 
Da Substanzgewinne aus einer Wertsteigerung oder Veräußerung einer im Betriebsvermögen 
gehaltenen Darlehensforderung voll steuerpflichtig sind, kann umgekehrt das Teilabzugsver-
bot des § 3c Absatz 2 EStG auch nicht Substanzverluste von Darlehensforderungen erfassen 
(vgl. BFH-Urteile vom 18. April 2012 - X R 5/10 (BStBl 2013 II S…...) und X R 7/10 (BStBl 
2013 II S…...-)) . 
 
b) Wertaufholung nach vorausgegangener Teilwertabschreibung (Substanzgewinne) 
 

12  Liegen in späteren Wirtschaftsjahren die Voraussetzungen für den niedrigeren Teilwert nicht 
mehr vor, ist für die zunächst auf den niedrigeren Teilwert abgeschriebene Darlehensforde-
rung eine Wertaufholung gemäß § 6 Absatz 1 Nummer 2 Satz 3 EStG vorzunehmen. Diese 
Wertaufholung ist in vollem Umfang steuerpflichtig, weil die vorausgehende Wertminderung 
ihrerseits nicht dem Teilabzugsverbot des § 3c Absatz 2 EStG unterfiel.  
 
c) Behandlung von Finanzierungskosten 
 

13  Finanzierungskosten bezüglich der gewährten Darlehensforderungen wie etwa Zinsaufwen- 
dungen können allerdings kein substanzbezogener Aufwand im Sinne des vorstehenden 
Buchstabens a) sein, da in vollem Umfang steuerpflichtige Substanzgewinne insoweit nicht 
vorliegen können. Der Finanzierungsaufwand für ein Darlehen unterliegt damit bei einer teil-
entgeltlichen oder unentgeltlichen Darlehensgewährung dem Teilabzugsverbot des § 3c Ab-
satz 2 EStG. 

 
 

3. Wechsel des Veranlassungszusammenhangs 
 

14  Nach dem Grundsatz der Abschnittsbesteuerung ist für jeden Veranlagungszeitraum zu prü-
fen, ob und ggf. durch welche Einkunftsart oder Einnahmen die geltend gemachten Aufwen-
dungen (vorrangig) veranlasst sind (vgl. BFH-Urteil vom 28. Februar 2013 - IV R 49/11 - 
BStBl II S…..). Insoweit kann es zu einem steuerrechtlich zu berücksichtigenden Wechsel des 
Veranlassungszusammenhangs kommen. Der für die unter Textziffer 1und 2 vorzunehmende 
Einordnung maßgebliche Veranlassungszusammenhang hinsichtlich des überlassenen Wirt-
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Fall, wenn sich mit dem Abschluss einer Vereinbarung über den künftigen Verzicht auf Erhe-
bung eines marktüblichen Miet- oder Pachtzinses ein Übergang von einer voll entgeltlichen 
Überlassung zu einer voll unentgeltlichen Überlassung vollzieht.   
 

15  Werden die Pachtentgelte zunächst zu fremdüblichen Bedingungen vereinbart, verzichtet der 
Verpächter aber zu einem späteren Zeitpunkt auf noch nicht entstandene (künftige) Pachtfor-
derungen ganz oder teilweise, ist darauf abzustellen, ob der Verzicht betrieblich (durch das 
Pachtverhältnis) veranlasst ist oder auf dem Gesellschaftsverhältnis beruht.  
 

16  Ein (teilweiser) Verzicht ist z. B. dann betrieblich veranlasst, wenn die vergleichbaren markt- 
üblichen Pachtentgelte generell gesunken sind und fremde Dritte eine Pachtanpassung verein-
bart hätten oder wenn der Verzicht im Rahmen von Sanierungsmaßnahmen, an denen auch 
gesellschaftsfremde Personen teilnehmen, zeitlich befristet ausgesprochen wird (vgl. BFH-
Urteil vom 28. Februar 2013 - IV R 49/11 - BStBl II S…..). War der Verzicht des Verpächters 
dagegen durch das Gesellschaftsverhältnis veranlasst, weil ein fremder Dritter den vereinbar-
ten Verzicht weder in zeitlicher Hinsicht noch der Höhe nach akzeptiert hätte, sondern wei-
terhin auf der Zahlung des vereinbarten Pachtentgelts bestanden hätte oder ansonsten das 
Pachtverhältnis beendet hätte, unterliegen die mit der Nutzungsüberlassung zusammenhän-
genden Aufwendungen nach dem Wechsel des Veranlassungszusammenhangs in voller Höhe 
- bei teilweisem Verzicht anteilig - dem Teileinkünfteverfahren (vgl. BFH-Urteil vom  
28. Februar 2013 - IV R 49/11 - BStBl II S…..).  
 

17  Entsprechendes gilt, wenn bei einer Darlehensgewährung (siehe Textziffer 2) ganz oder teil-
weise auf künftige Darlehenszinsen verzichtet wird. 
 
 
4. Rückgriffsforderungen aus einer Bürgschaftsinanspruchnahme 
 

18  In der Praxis erfolgt insbesondere in den Fällen einer Betriebsaufspaltung häufig eine Gestel-
lung von Sicherheiten des Besitzunternehmens in Form einer Bürgschaftserklärung für die 
Verbindlichkeiten der Betriebsgesellschaft. Für die Aufwendungen im Zusammenhang mit 
der Bürgschaftsinanspruchnahme sind die unter Textziffer 1. bis 3. dargestellten Grundsätze 
sinngemäß anzuwenden. Entsprechendes gilt bei der Gestellung anderer Sicherheiten. 
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5. Grundsätze des BFH-Urteils vom 25. Juni 2009 (BStBl 2010 II S. 220) 
zu einnahmelosen Kapitalbeteiligungen 
 

19  Nach § 3c Absatz 2 Satz 2 EStG ist für die Anwendung des § 3c Absatz 2 Satz 1 EStG die 
Absicht zur Erzielung von Betriebsvermögensmehrungen oder Einnahmen i.S. des § 3 Num-
mer 40 EStG ausreichend. Fehlt es vollständig an Einnahmen, ist § 3c Absatz 2 Satz 1 EStG 
für Veranlagungszeiträume ab 2011 anzuwenden und der angefallene Erwerbsaufwand des-
halb nur teilweise abziehbar. Die Grundsätze des BFH-Urteils vom 25. Juni 2009 - IX R 
42/08 - (BStBl 2010 II S. 220), wonach das Teilabzugsverbot des § 3c Absatz 2 EStG auf Er-
werbsaufwendungen im Falle von vollständig einnahmelosen Beteiligungen keine Anwen-
dung findet, sind für Veranlagungszeiträume bis einschließlich 2010 zu beachten. 
 
 
6. Anwendungsregelung 
 

20  Dieses Schreiben ist in allen noch offenen Fällen anzuwenden. Das BMF-Schreiben vom  
8. November 2010 (BStBl I S. 1292) wird mit der Maßgabe aufgehoben, dass Textziffer 4 
dieses Schreibens („Spätere Wertaufholung auf die Darlehensforderung“) aus Gründen der 
sachlichen Billigkeit in denjenigen Fällen auch weiterhin anzuwenden ist, in denen eine Teil-
wertabschreibung auf eine Darlehensforderung unter Berücksichtigung der bisherigen Ver-
waltungsauffassung bereits Gegenstand einer bestandskräftigen Steuerfestsetzung war. 
 
Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. 
 
Im Auftrag  
 
Dieses Dokument wurde elektronisch versandt und ist nur im Entwurf gezeichnet. 

 


